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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt), Dr. Gregor Gysi 
und der Gruppe der PDS/ Linke Liste 


Weitere Behandlung der Altkredite der LPG-Rechtsnachfolger 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, umgehend einen Be- 
schluß zur weiteren Behandlung der Altkredite der LPG-Rechts- 
nachfolger auf der Basis der folgenden Eckwerte zu fassen: 

1. Objektkonkrete und steuerneutrale Anpassung der nach der 
Teilentschuldung verbleibenden Altkredite aller betroffenen 
LPG-Rechtsnachfolger an ihre Werthaltigkeit entsprechend der 
bestätigten D -Mark-Eröffnungsbilanzen. 

2. Einführung einer Bonusregelung als Anreiz für eine relativ 
rasche Tilgung von Altkrediten nach dem Prinzip der Gewäh- 
rung eines differenzierten Krediterlasses für jede DM - Tilgung 
in Abhängigkeit vom Tilgung sant eil und der betrieblichen Ver- 
mögenslage - ausgedrückt als Verhältnis von liquidierbaren 
Vermögen und Gesamtverbindlichkeiten (Alt- und Neukredite, 
Abfindungsansprüche nach LAG). 

3. Schaffung einer Härteregelung für Betriebe mit besonderen 
Belastungen, wie z.B. hohe, bisher nicht entschuldungsfähige 
Umlaufmittelkredite, verschlechterte Wirtschaftsbedingungen 
durch übermäßigen Flächenentzug. 

Bonn, den 17. Mai 1994 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Die derzeitige Regelung zur Behandlung der Altkredite der LPG- 
Rechtsnachfolger stellt insgesamt keine sachgerechte Problem- 
lösung und für einen Teil der betroffenen Agrarbetriebe eine 
schwere Belastung ihrer Zukunft dar. Die ungenügende Beach- 
tung grundlegender Zusammenhänge des Transformationspro- 
zesses von einem Wirtschaftssystem in das andere und die diskri- 
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minierende Ungleichbehandlung der betroffenen Landwirt- 
schaftsbetriebe im Vergleich zu anderen Rechtsnachfolgern von 
DDR-Wirtschaftsunternehmen sind elementare Konstruktionsfeh- 
ler der Altkreditregelung. Diese generelle Wertung gilt, auch 
wenn nach Angabe der Bundesregierung altschuldenbedingte 
Unternehmenszusammenbrüche über die Instrumente Zah- 
lungsaufschub (Besserungsscheinregelung/Rangrücktrittsverein- 
barung) und Teilentschuldung bisher verhindert werden konnten. 

Die im Vorfeld des Beitritts der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik zur Bundesrepublik Deutschland mit der Währungsunion 
erfolgte Umstellung der Altverbindlichkeiten der LPG im Verhält- 
nis 2 : 1 auf D-Mark beachtete nur unzureichend die Änderung 
der grundsätzlichen Zielstellung der Agrarproduktion und die 
seitens des jeweiligen Staates dazu geschaffenen Rahmenbedin- 
gungen. In der DDR hatten die LPG günstige Bedingungen für 
Kredittilgung und Zinszahlung infolge 

— des höheren Produktionsvolumens als heute und der Ab- 
nahmegarantie für jede Höhe der Produktion aufgrund der 
Ausrichtung der Landwirtschaft auf die Sicherung der Versor- 
gung mit Grundnahrungsmitteln aus eigenem Aufkommen, auf 
die Ablösung von Importen aus dem „nichtsozialistischen " 
Wirtschaftsgebiet (NSW) und bei Obst und Gemüse auch aus 
dem „sozialistischen" Wirtschaftsgebiet sowie auf Agrar- 
exporte in das NSW, 

— der hohen Erzeugerpreise, die unabhängig von den subventio- 
nierten Verbraucherpreisen staatlich festgelegt wurden und in 
der Regel den Produktionsaufwand, einschließlich eines bei der 
Preisbildung unterstellten Anteils an Grund- und Umlaufmittel- 
krediten (Tilgung und Zinsleistung) selbst unter relativ ungün- 
stigen natürlichen Produktionsbedingungen deckten und ein 
stabiles persönliches Einkommen sicherten, 

— des niedrigen Grundzinssatzes von 5 % und der verschiedenen 
förderungspolitischen Zinsvergünstigungen, wodurch sich 
1989 die durchschnittlichen Zinssätze für Grundmittelkredite 
auf 2,28 % und für Umlaufmittelkredite auf 4,74 % beliefen. 

Unter diesen Bedingungen war weder die Investitionsfinanzie- 
rung noch die Finanzierung der laufenden Produktion das Haupt- 
problem sondern vielmehr, daß die Versorgung der Landwirt- 
schaft mit Produktionsmitteln nur in der volkswirtschaftlich ver- 
fügbaren Struktur sowie über Bilanzanteile und zentral festge- 
legte Preise erfolgte. Alle diese Faktoren führten oftmals zu Kredi- 
ten, die unter marktwirtschaftlichen Bedingungen von keiner 
Genossenschaft aufgenommen und von keiner Bank vergeben 
worden wären. Trotzdem gefährdeten sie keine LPG in ihrer 
Existenz. 

Mit der Währungsunion änderten sich die planwirtschaftlichen 
Bedingungen der Kreditrealisierung schlagartig und grund- 
legend. Die Landwirtschaftsbetriebe 

— erhielten als Folge des Preisbruchs drastisch gesenkte Erzeu- 
gerpreise (Reduzierung bei tierischen Erzeugnissen um mehr 
als 70 %, bei pflanzlichen Produkten um beinahe 50 %), wobei 
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der Erlösausfall durch Anpassungshilfen nur teilweise und zeit- 
weilig kompensiert wurde; 

— mußten ihr Produktionsvolumen unter den Bedingungen des 
übersättigten EG -Marktes radikal verringern, was nicht nur 
weitere Erlösausfälle nach sich zog sondern Produktionsan- 
lagen (z. B. Ställe, Gewächshäuser, Beregnungsanlagen) völlig 
nutzlos werden ließ oder ihre geringere Kapazitätsauslastung 
bewirkte (laut Untersuchungen in Sachsen-Anhalt werden nur 
noch ca. 30 % der mit Krediten finanzierten Sachgüter produk- 
tiv genutzt) ; 

— halten plötzlich mit ihren noch in der DDR investierten Bauten, 
Anlagen, Traktoren, Maschinen usw. für heutige Bedingungen 
zu teure Produktionsmittel, da für diese vergleichsweise hohe 
Produktionsmittelpreise gezahlt werden mußten (hohe Kredit- 
summe). 

Das Hauptproblem besteht darin, daß durch diese Entwicklung 
das Sachvermögen (Wert der Aktiva) eine Abwertung um ca. 90 % 
erfuhr, dem die mit der Währungsunion festgelegte Reduzierung 
der Kredite um 50 % nicht entspricht. Dieses Auseinanderfallen 
von Kreditvolumen und materieller Deckung höhlte die Werthal- 
tigkeit der Kredite aus, so daß sie teilweise nur noch fiktiven 
Charakter haben. Den Schaden haben die LPG-Rechtsnachfolger. 
Für sie bleibt - soweit ihre Altkredite nicht in die Teilentschul- 
dung einbezogen sind - die Belastung; sie wird durch die Zah- 
lungsaufschubmaßnahmen nur zeitlich verschoben und steigt ten- 
denziell. Das ist ein zusätzlicher Wettbewerbsnachteil. Dem- 
gegenüber büßen die Banken, die die Rechtsnachfolge der Bank 
für Landwirtschaft und Nahrungs Wirtschaft angetreten haben, 
nichts ein, sondern realisieren sogar höhere Kreditzinsen als den 
Kreditverträgen zugrunde lagen. 

Ausgehend von diesen Zusammenhängen können unter markt- 
wirtschaftlichen Bedingungen Kredite nur in dem Maße akzep- 
tiert werden, wie sie Wertsubstanz enthalten. Insofern hat der 
Untergang der Planwirtschaft zwar nicht zum Verschwinden der 
Altkredite geführt, ihren Wertinhalt aber objektiv reduziert. Der 
erste Antragspunkt sieht deshalb vor, die Altkredite auf das 
Niveau ihrer Werthaltigkeit zurückzuführen, wobei die Bestim- 
mung der Werthaltigkeit auf Basis der bestätigten D-Mark-Eröff- 
nungsbilanzen erfolgen soll. Diese Verfahrensweise ist organisa- 
torisch unkompliziert und schnell realisierbar. 

Im Vergleich zur Verfahrensweise der Treuhandanstalt bei ihren 
privatisierten Unternehmen ist die Anpassung der Altkredite der 
LPG-Rechtsnachfolger eher eine bescheidene Maßnahme und ein 
Mindestgebot annähernder Gleichbehandlung. Laut Angaben der 
Bundesregierung mußte bisher kein Käufer oder Pächter eines 
Treuhandunternehmens Altkredite übernehmen, vielmehr wur- 
den von 104 Mrd. DM Altkrediten bis zum 31. Dezember 1993 
insgesamt 62,3 Mrd. DM Altkredite entschuldet, obwohl die 
Erwerber oftmals kapitalkräftige Unternehmen aus den alten 
Bundesländern waren. 

Mit der beantragten Bonusregelung soll den LPG-Rechtsnachfol- 
gern ein materieller Anreiz zur beschleunigten Tilgung ihrer Alt- 
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kredite gegeben werden, was zweifellos sowohl im Interesse der 
Betriebe wie des Staates und seiner Finanzen liegt. 

Die vorgesehene Härteregelung auf der Basis einer Einzelfallprü- 
fung ist als Unterstützung bei der Verwirklichung des bestätigten 
Betriebskonzeptes zur Existenzsicherung und damit zum Erhalt 
von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum gedacht. Es gibt Betriebe 
mit einer außerordentlich hohen Belastung mit Umlaufmittel- Alt- 
krediten, für die z.B. infolge des radikalen - betrieblich nicht 
verantwortbaren - Tierbestandsabbaus keinerlei Deckung mehr 
vorhanden ist. Flächenentzug, der das Betriebskonzept ernsthaft 
gefährdet und zur höheren Altkreditbelastung je Hektar führt, soll 
mit einem anteiligen Krediterlaß Berücksichtigung finden. 
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